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Der Regierungsrat wird gebeten, im Namen des Kantons Basel-Stadt bei den eidgenössischen 
Räten folgende Standesinitiative einzureichen: 

Gemäss Art. 160 Abs. 1 der Bundesverfassung unterbreitet der Kanton Basel-Stadt der 
Bundesversammlung folgende Initiative: 

– in Anbetracht der erheblichen Veränderungen des Stromsektors in institutioneller, rechtlicher, 
technologischer und wirtschaftlicher Hinsicht, namentlich 

– der Einführung von kostendeckenden Vergütungen für die Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien voraussichtlich ab 2008 

– des anhaltenden exponentiellen Wachstums insbesondere der Windenergie (+30% pro Jahr 
in Europa/Weltweit), der Photovoltaik (+45% pro Jahr weltweit) und der Biomassenutzung 
(Holzkraftwerke, Biogase) 

– der stetigen Kostensenkungen und der wachsenden Wettbewerbsfähigkeit dieser Techniken 

– angesichts der Beschleunigung der Netzausbauten in der Europäischen Union und der 
Möglichkeit, sauberen Strom preislich mindestens so günstig wie Atomstrom zu erzeugen 
und zu importieren, durch schweizerische Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energien im Ausland 

– angesichts der Gründung einer nationalen Netzgesellschaft mit der Möglichkeit, die Netze zu 
verstärken und die Netzanbindung an Europa zu verbessern 

werden die Eidgenössischen Räte ersucht, die notwendigen gesetzlichen Grundlagen und 
Beschlüsse zu erlassen, damit 

a) vor Behandlung eines Rahmenbewilligungsgesuchs betreffend eines neuen Atomkraftwerks 
die Wirkung der Einspeisevergütungen und der Energieeffizienzbestimmungen gemäss 
Energiegesetz umfassend evaluiert werden; 

b) die nötigen gesetzlichen Anpassungen vorgenommen werden, die dazu beitragen, den Bau 
eines Atomkraftwerkes zu vermeiden; 

c) weitere marktwirtschaftliche Instrumente evaluiert und eingeführt werden, die zu einer 
Verbesserung der Energieeffizienz beitragen; 

d) der dann allenfalls noch bestehende Bedarf ausgeschrieben und aus erneuerbaren Energien 
auf dem europäischen Strommarkt beschafft wird; 

e) auf den Neubau von Atomkraftwerken verzichtet wird. 
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